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Acht und dreißigste Sitzung.
Düsseldorf, den 21. Juli 1841.

Nach Vorlesung des Protokolls der vorgestrigen und der gestrigen Nachmittags-Sitzung, welche genehmigt wurden, erhob sich
in Abgeordneter aus dem Staube der Ritterschaft, um gegen die stattgefunden!!Wahl im Rittcrstande als ungesetzlich zu protestircn,
inb übergab eine von sieben Mitgliedern unterzeichnete dcsfallsige Erklärung.
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Ueber die durch diesen Protest veranlaßten Debatten wird der Bericht nachträglich geliefert werden.
Ein Deputirter der Ritterschaft verliest den Adreß-Entwurf, den Nebcrgang des Ortes Neustadt in den Stand der Städte betref¬

fend, welcher genehmigt wird. Eine andere Adresse wegen des Unsbanes der Strasie von Eupen nach Montjoie wirb ebenfalls
genehmigt, wie dies einer dritten, wegen Entlassung des Nr. Riffart aus der Arbeits-Anstalt zu Vrauwcilcr, ebenfalls geschieht.

Mau ging nun über zur Berathung über die Allerhöchste ProPosition wegen Ausdehnung der Eompetenz der Fricdcnsgerichte.
Der Referent des vierten Ausschusses trug das Gutachten desselben vor, indem er Namens des Ausschusses die Annahme des

§. 1 vorschlägt. Er bemerkt zugleich, daß im Ausschusseeine Minorität von 5 Mitgliedern der Meinung gewesen sei, die friebens-
richterliche Eompetenz nur bis zur Summe von 25l) Thaler zu vermiuberu. Hierdurch werde diese Eompetenz mit jeuer der Land¬
gerichte in Uebereinstimmung gebracht werden uud habe man als Gründe für diese beschränkteHerabsetzung angeführt:

1) daß der Sprengel der gegenwärtigen Landgerichte zu groß sei, um den Eiugesesseuenso weite Reisen in gewöhnlichen Strei¬
tigkeiten zumutheu zu können; die Entfernung betrage oft über 18 Stunden.

2) Sei das Verfahren an den Landgerichten für derlei Prozesse zu kostspielig, besonders in Fällen, wo Zeugeuverhöre und
Erpertiscn statt finden müssen.

3) Das Publikum sei mit der bisherigen Einrichtung, wodurch eiue schnelle und wohlfeile Nechtöhülfe erzielt und durch die
gewöhnliche Anwesenheit der Partheien bei den Prozeß-Verhandlungen viele andere Nachtheile vermieden würden, ganz zu¬
frieden uud wünsche keine Abänderung.

4) Habe der fünfte rheinische Landtag die gegenwärtige Eompetenz der Friedensrichter als zweckmäßigerkannt, und sei kein Grund
vorhanden, sich gegenwärtig mit diesen Ansichten uud Wünschen i» Widerspruch zu setzen.

Gin Abgeordneter der Landgemeinden fübrt mehrcres zur Unterstützung des Art. 1 des Gesetz-Entwurfs an, der von der Majo¬
rität des Ausschussesgebilligt wordcu, und treten demselben mehrere Mitglieder bei. Ein Abgeordneter der Städte war im Aus¬
schusse für die Lompetenz-Erhöhnng hauptsächlich des Kostenpunktes wegen gewesenund behauptet, daß die Bedenklichteiten, welche
wegen der einzelstehendenRichter geäußert worden, auch auf die collegialischcnGerichte mitunter anwendbar seien.

Ein Deputirter der Städte erklärt, aus eigener Erfahrung der Ansicht derjenigen beitreten zu müsse», die für den Art, 1 des
Entwurfs stimmen.

Der Referent erwidert und wird darauf durch überwiegende Stimmenmehrheit der § 1 angenommen.
§ 2 bis 6 desgleichen.
Zu § ? hatte der Ausschuß nichts zu erinneren gefunden.
Ein Abgeordneter der Ritterschaft wünschte, daß dem darin enthaltenen Worte: „bringenden" das Wort: „allen" substituirt

werde, weil die Entscheidung darüber, ob eiu Fall dringlich sei, leicht zu Streitigfeiten Anlaß geben tonne. Mehrere Mitglieder
widersprechen, und da der Vorschlag nicht weiter unterstützt wird, so nimmt die Plcnar-Versammlung den § in seiner ursprüng¬
lichen^ Fassung an.

Der § 8 war vom Referenten als unpassend bezeichnet und die Streichung beantragt worden, wofür sich 8 Mitglieder des
Ausschusses ausgesprochen, wäbreud 4 dagegen gestimmt hatten.

Ein Deputirter der Laudgemeinden, zur Minorität gehörig, führte für seine von der Majorität abweichende Meinung au: die
Bestimmung beruhe auf dem Grundsatz der Trennung der gerichtlicheu Attributioucn von benen der Verwaltung, und generallsire
ei» Princip der bestehendenGesetzgebung, »ach welcher die Streitigkeiten zwischen dem Fisius und Privaten der Gerichtsbarkeit
der Präfeeiurräthe überwiesen gewesen. Nach dem Ressort-Reglemeiit vom 2U. Juli 1818 wäre eiu Theil der Zustäudigkciten der
Präfccturräthe au die Gerichteübergegangen.— Die Prozesse gegen den Fiotus seien selten so einfach wie die, welche Privat-Personen
vor den Friedensgcrichten führten. Der Fiskus könne auch nicht persönlich erscheinen und dürfe uicht müudlich verhandeln. Auch
iu den alten Provinzen könne der Staat nicht bei einem Ein;clrichter belangt werden.

Der Referent entgcgnet: es handle sich hier von einer Entscheidung über Mein uud Dein, in. blos persönliche» uud Mobilar-
Sachcn. Hierüber hätten die ehemaligen Präfecturräthe nie erkennen können. Streitigkeiten über Steuern uud Domaiuen-Sachen,
welche die früheren Gesetze»denselben überwiese» hätte», würde» oh»edies nie zur Eognitio» der Friedensrichter komme», da erstere
überhaupt den Gerichten entzogen, und letztere dinglicher Natur seien. Daß Prozesse, wobei der FistuS bctheiligt sei, verwickelter
als anberc sein sollten, wäre eine Unterstellung, welche jeder näheren Begründung ermangele. Der Fiskus tonne und müsse sich
vor Gericht eben so gut vertretcu lasse», wie Gemeinden, Eorporationcn, Minorennen und Inlerdicirte. Ein Privilegium luri sei
für den Staat in den rheinischen Rechte» dulchaus »icht begründet. Es widerstrebe unsere» Sitte», welche jedem erimirten Gerichts-
sta»dc uuhold scieu. Es stehe damit im Widerspruch, daß Alle vor dem Gesetze und dem Richter gleich sein sollen. Die Nachtheile,
welche übrigens ein solches Privilegium mit sich führe, habe er in dem Referate ausführlich entwickelt und ersuche daher Eiue hohe
Stänbe-Versammluug, dem ablehnenden Beschlussedes Ausschussesbeizutreteu.

Ein Deputirter der Städte spricht gegen die Ercmtion zu Gunste» der Regierung uud behauptet, es sei diese nur von Eine,»
Eollcgio bis jetzt iu Anspruch genommen, durch den Eassatioushof aber uicht aucikaunt worden, alle andere Regierungen hätten
sich bei dem Fricdcnsgerichte eingelassen.

Referent trägt darauf an, die Diskussion z» schließenund zur Abstimmung zu schreiten.
Ein Deputirter der Laudgemeindenberichtigt die eben vorgekommeneAngabe, daß der Staat in den alten Proviuze» den erimirten

Gerichtsstand behaupte, indem ^ die Versicherung giebt, daß dies jetzt nicht mehr der Fall sei.
Der Vorschlag des Ausschusseswird darauf mit überwiegender Stimmenmehrheit angenommen, was ebenfalls mit den §z 9, 1l)

und 11 geschleift.
Der Ausschuß hatte noch folgende zusätzliche Vestinnnuugen vorgeschlagen:

Erstens: „die Eompeten; der Friedensrichter ans Räumungsklagen auszudehnen, wenn der Iahrespacht ober die Iahrcsmiethe die
Summe von 5U Thlr. nicht übersteige."

Ein Abgeordneter der Städte bemerkt: „Seit Jahren baben wir den Zeitpunkt herbeigewünscht, wo es unserer Gesetzgebung
und Gerichts-Verfassung ucrgönnt sein möge, sich ans ihrem eigenthiimliche», fremdartige» Elemente zu eutwickelnuud fortzubilden.
Wir dürfen annehmen und uchmcn es mit Frendcu an, daß dieser Zeitpunkt gekommen sei, uud wenn wir unserer Seits etwas zur
Befestigung, zum zeitgemäßen Fortschritte beitragen wollten, so dürften wir doch nur mit großer Behutsamkeit in die Mitte des wohl¬
geordneten und gegliederten Systems mit einzelnen Abänderungen treten. Grade die genaue Gliederung uud scharfe Trennung der
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verschiedenenIurlsdictionen bildeten einen der großen Vorzüge des Ganzen und hierin habe er für seinen Theil das gleich bei bei
ersten Berathung ausgesprochene Bedenken gefunden, über die von dem Herrn Referenten gestellten verschiedenenAenderungen und
Modifikationen sogleich ein Votum abzugeben und Anträge zu machen, welche offenbar in das ganze System übergreifen, deren
Tragweite er also unmöglich, zumal in so kurzer Zeit, als dazu zu Gebote stand, hätte übersehen oder berechnen tonnen. Zunächst
und am meisten sei ihm dies Bedenken bei dem Antrage aufgestosien, den Vergleichen beim Friedcnsgerichtc die erekutorische Kraft
eben so wie den Nolarial-Acte» bcizulegeu. Hierdurch möchte eine der wesentlichsten Institutionen, die freiwillige Gerichtsbarkeit,
sehr gefährdet, vielleicht zum Theil zerstört werden. Da er die bei den Theiluugs- und Räumuugsklagen bestehenden Beschwernisse,
namentlich den Kostenpnntt, keincsw.'gs verkenne, so werde er auch gerne beistimmen, wenn darauf nochmals zurückgckommeu,und
gebeten werben solle, bei dem Fortschreite» der Gesetzgebungdarauf namentlich Rücksichtzn nehmen und Abhülfe zu gewähren, die
besonders in Rücksicht aus den Kostenpuult auch wohl in solcher Weise «erschafftwerden tonne, vaß rie Grundlage und das System
bewahrt bleibe. Mittelst Annahme des vorliegenden Gesetzesbleiben wir im Besitze des Instituts uno dürften, wie gesagt, nnserer Zeit
vertrauen, daß die im Geiste des Ganzen aufgefaßte Fortbildung unserer Gesetzgebung und Gevichtsoeifassung nicht länger aus¬
bleiben würbe."

Der Referent erwidert: es bandle sich dermalen blos von den Räumungs-Klagen. In Frankreich, wo man doch gewiß den
Geist und das System der Gesetzgebungerhalten wolle, habe man es aber für nothwendig erachtet, diese klagen den Friedensgerichte»
zu überweisen, wie aus dem in dem Referat allegirten Gesetzevom 25. Mai 1838 zu ersehen sei. Was man dort in dieser Bezieh¬
ung für angemessengehalten hätte, würbe es wohl auch hier sein. Für keine Gattung von Rechtsftreitigkeiten habe die öffentliche
Meinung so laut eine Ausdehnung der friedensrichterlichen Eonipeten; gefordert, als eben für die Räumungö-Klage, worin durch prompte
Justiz der unerlaubten Sclbsthülfe und vielen Nachtheilen und Mißstänben im bürgerlichen Leben vorgebeugt werde.

Die Versammlung beschloß hierauf mit überwiegender Majorität, den Antrag des Ausschussesanzunehmen.
Ein zweiter Vorschlag ging dahin: „auch Theüungötlagen von Gegenständen, deren Werth unter Berücksichtigung der Kata-

stral-Rcin-Erträge 4U0 Thlr. nicht übersteigt, zwischen Mitbercchtigten, deren gegenseitige Gerechtsame feststehen, den Friedens¬
gerichten zu übertragen."

Der Referent entwickeltefür diesen Vorschlag die in dem Referat weitläuftigcr auseinandergesetzten Motive, und wurde dieser
Vorschlag gleichfalls mit grußer Majorität angenommen.

Der dritte Vorschlag ging dahin: „den am Friedensgerichte bei Sühneversuchen abgeschlossenenVergleichen die Vollstreckbarkeit
der Urtheile beizulegen."

Zwei Dcputirten der Ritterschaft hielten die Bestimmung für überflüssig; der Referent weist ihre Nothwendigkeit nach.
Ein Abgeordneter der Städte bezieht sich auf seinen früheren Vortrag, empfiehlt aber der Versammlung ganz besondere Vor¬

sicht bei der Entscheidung über diesen Vorschlag, dessen Annahme sogar Reibungen zwischen den Friedensrichtern und Notarien zur
Folge haben würbe.

Ein Abgeordneter der Landgemeinden wünscht auch nicht, daß den vor dem Friedensrichter abgeschlossenenVergleichen ereku-
torische Kraft beigelegt werden möge; ein Abgeordneter der Ritterschaft macht bemerklich, daß, da bei Vergleichen die Friedensrichter
an keine (Kompetenz-Bestimmung gebunden seien, es bedenklich sein werde, solchen Vergleichen erctutive Kraft beizulegen; und
wird darauf der Vorschlag des Ausschussesabgelehnt.

Die verschicdcucnAnträge des Friedensrichters Kampmann, bevorwortct durch einen Deputaten der Städte, waren sämmtlich
vom Ausschusseals uicht geeignet zur Unterstützung des Landtages begutachtet worden, mit der alleinigen Ausnahme, daß in allen
Fällen, wo der Familien-Rath auf Verkauf von Mündel-Gütern angetragen habe, wie bei Notoritäts-Aeten der Beschluß im Original
an den betreffenden Ober-Procurator einzusenden sei. Dieser hätte denselben zur Berathung des Landgerichts zu bringen, und ihn
auf der Urschrift entweder zu bestätigen oder zu verwerfe», ohue weitere Dazwischeutunft von Advokaten und Veranlassung von
bedeutenden Kosten, und hat sich die Versammlung damit einverstanden erklärt.

Ein vom Kaufmann H. W. Heibertz in Ucrdingcn eingereichtes Gesuch um Aufnahme sci»eö Gutes Vrempler in den Stand
der Ritterschaft wird letzterer zur Begutachtung überwiesen.

Eingegangen sind folgende Referate:
Vom zweiten Ausschüsse: Ueber Parzcllirung der Grundstücke.
Vom siebenten Ausschusse: Förderung der Landwirthschaft in der Nheinprouinz.
Vom cilften Ausschüsse: 1) Ausdehnung des Vezirksstraßen-Svstems auf die rechte Nhcinseite.

2) Vequartierung der Ortschaften in der Nahe der Artillerie-Uebungs-Plätze zu Wahn und Wesel.
Die nächste Sitzung wirb Morgen, Vormittags 10 Uhr, statt finden.

Anlagen.
Anlage zu dem Protokoll der sieben und drcissigsten SilMig.

Gestützt auf den z 38 des Gesetzes vom 27. März 1824, gemäß welchem zu einer gültigen Veschlußnahmc der Stände-Vcr-
sammluug die Anwesenheit uon drei Vertheilen eines jeden Standes erforderlich ist, glauben die unterzeichnete» Abgeordneten des
Nitterstanbes gegen die am gestrigen Tage durch den ll Siand vollzogene Wahl der Ausschuß-Mitglieder Einspruch zu thun
sich verpflichtet.

Düsseldorf, den 21. Juli 1841.
(Folgen die Unterschriften.)

Düsseldorf, den 22 Juli 1841.

3m Verfolge der Erörterung über die Wahl bei Ritterschaft zu bem permanenten Ausschusse entgegnete ein Abgeordneter der
Ritterschaft auf den angemeldete» Einspruch:

Gegen die gestern stattgefundene Wahl des ständischenAusschusseswird Namens eines Theiles der Ritterschaft auf den Grund
des z 33 des Gesetzesvom 27. März 1824 Protcstation eingclegt, weil '/« der Mitglieder dieses Standes nicht anwesend gewesen.
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Die freiwillig Ausschließung her Nichtanwcsendcn aber wird durch den Umstand zu rechtfertigen gesucht, daß durch' die bei der
Wahl erschienenen Majorität die Wahl schon durch vorherige Besprechung und bindende Verabredung festgesetzt worden sei.

Ich bemerke hiergegen! daß der Termin zur Wahl schon Tages vorher dnrch Sc. Durchlaucht, den Herrn Landtags-Marschall,
in der Plcnar-Ncrsammlung den Ständen bekannt gemacht worden, das Nichterscheinen eines Theiles der Ritterschaft mithin nur
als ein freiwilliges und absichtliches betrachtet werben kann. Sollte es nun in dem Sinne des Gesetzes liegen, baß ein Theil der
Wähler die Nefugniß habe, durch absichtliches freiwilliges Wegbleiben eine Wahl unmöglich zn machen, oder die geschehene später
für nichtig zu erklären, so würde daraus folgen, baß eö nur in der Willtühr einzelner Wähler liegen würde, zu entscheiden, ob
überhaupt eine Wahl stattfinden solle oder nicht.

Wären dagegen die protestirenden Herren Mitglieder des Mittelstandes im Termin erschienen, und hätten daselbst die Gründe,
welche sie zu der nunmehrigen Protestation veranlassen, vorgetragen, so würde alsdann Zeit und Gelegenheit gewesen sein, darüber
zu verhandeln und zu beschließen, ob diese Gründe zu einer Opposition gegen die Wahl hinreichen ober nicht. Als Grund der
Protcftation wird aber die bei der Majorität des Rittcrstanbes ftattgefuudene Besprechung und Verabredung angegeben, wodurch
hie Wahl schon vorher festgestellt worden sei.

Ich erwidere darauf: baß eine solche Besprechung nicht mehr noch weniger stattgefunden, als es bei allen Wahlen der Fall
zu sein Pflegt, damit das Wahlgeschäft selbst vereinfacht und nicht durch die nach allen Seiten verlaufenden Stimmen fast un¬
möglich gemacht wird. Ich berufe mich in dieser Beziehung auf die Aeußerung deS Herrn Landtags-Marschalls selbst, welcher,
nachdem in der gestrigen Wahl im dritten ober vierten Stande ein Resultat nicht zu erlangen war, den Herren Wähler» bemerkte,
baß wenn sie nicht durch eine Besprechung sich über den einen ober bcn andern der Wahlkanbidaten vereinigen würden, die Wahl
wohl bis nach Mitternacht hinausgeschoben werben würde. Ich berufe mich ferner auf die Scrutiuien sämmtlicher Landtagswahlen,
welche bisher stattgefunden, und aus welchen, waS Niemand in Abrede stellen wirb, sich auf das Deutlichste crgiebt, daß vor der
Wahl eine Besprechung oder Verabredung vorgenommen war, indem sich die einzelnen Stimmen fast ohne Ausnahme auf einen
ober höchstens zwei Wahlkanbidaten conccntrirten. Sollte mithin in einer solchen Besprechung und Vcrabrednng irgend etwas Un¬
gesetzliches liegen, so würbe es auffallen müssen, baß diese Gesetzwidrigkeit, deren sich dann die Herren Opponenten offenbar selbst
zu oft wiederholten Malen schuldig gemacht, nicht schon längst gerügt worden wäre.

In wie weit eine solche Besprechung oder Verabredung für den, der daran Theil genommen, mehr oder weniger bindend ge¬
nannt werden könne, würde wohl einer näheren Untersuchung nicht bebürfen. Sollte sie nicht schlechterdings unnütz, ja thöricht
sein, so würbe wohl angenommen werden müssen, laß diejenigen, welche daran Theil genommen, und ihre Zustimmung dazu gege¬
ben, sich als redliche Leute auch cinigcrmaaßen für gebunven ansehen, wie man sich überhaupt für verpflichtet ansieht, eine Verab¬
redung ober ein Uebereinkommen aufrecht zu erhallen, tuen» auch barüber Brief und Siegel weder gegeben, noch verlangt worden
tst, Ein Abschließen der Majorität hat übrigens durchaus nicht stattgefunden, vielmehr bat man sich an einem öffentlichen Orte
zusammengefunden, wo die Deputirte» sehr hänfig zu erscheinen Pflegen, und wozu der Zutritt jedes Einzelnen nicht nnr gestattet,
sonbern sogar gerne gesehen worden wäre, damit in dieser Art eine desto allgemeinere Besprechung und Auswechselung der Ansichten
hätte eintreten können.

Diesem folgte ein anderer Abgeordneter des Nitterstandes dahin:
Der § 38 setze überhaupt fest, baß zur Fassung gültiger ständischer Beschlüsse die Anwesenheit von wenigstens ^/, der Abgeord¬

neten eines jeden Standes nothwendig sei. Finde dieser § da Anwendung, wo der Landtag als Einheit beschließt, um wie viel
mehr müsse dies bei einer itio in pnrte» stattfinden, wo das durch bie Abwesenheit von mehr als einem Viertheil sich ergebende
Mißverhältniß zum Nachtheil des einzelnen beschließenden Standes um so schärfer hervortrete. Durch den Schlußsatz des § 48
könne jene Bestimmung in keiner Weise berührt werden, indem der § 46 überhaupt nur das Verhältniß der Stimmenzahl, je
nachdem die Berechtignngögegeustände verschiedener Gattung seien, feststelle, wäbrend der 8 38 über die unter allen Umständen er¬
forderliche Anzahl der Stimmenden sich sehr klar und bestimmt aussprcche. Der Z 38 enthalte daher Bestimmungen snbjcetiver,
und der § 4li objectiver Natur, bie mit einander nichts gemein hätten.

Würde anderer Scits behauptet, daß, wenn man dem z 38 eine solche Auslegung geben wolle, hierdurch eine Willtubr ein¬
geräumt werbe, bie jede ständische Neschlußnalnne unmöglich machen könne, so müßte er sich dieser Ansicht vollständig anschließen.
Diese Willlühr erscheine ihm durch den bezüglichen § nicht nur gesetzlich begründet, sonbern eö sei seines Erachtenö sogar Pflicht,
davon Gebrauch zu machen, da, wo dies das einzige Mittel wäre, einem ungesetzlichen Verfahren entgegen zu trete», welches dnrch
die Anwesenheit der Minorität nicht sanctionirt werden dürfe.

Als ein solches ungesetzliches Verfahren betrachte die Minorität die am Abende vor dem Wahltage von der Majorität vollzo¬
gene Vorwahl. Hier habe, wie ihm und seinen Freunden mehrere der dabei anwcsenden Mitglieder versichert, bie er zn nennen
bereit sei und diese Aussage gewiß nicht in Abrede stellen würde», die Wahl factisch stattgefunden, indem ein jeder der dabei mit¬
wirkenden Wäbler sich verpflichtet habe, gemäß dem sich ergebenden Resultat bei der wirklichen Wahl zu verfahren, Die wirkliche
Wahl sei hierdurch ihrer nothwendigste» Eige»schafl, der Nablfreiheit beraubt, zu einer leeren Form geworben. Um biese Wahl-
frciheit bei einer für das Laub so wichtigen Angelegenheit in ihrer ganzen Reinheit zu erhalten und die Einwirkungen aller per¬
sönlichen und Partei-Interessen gänzlich zu beseitigen, habe bie Minorität, wie er hiermit ans das Bestimmteste versichern könne,
sich jeder, anch der leisesten Verabredung gänzlich enthalten, und auf diese Weise das Interesse des Landes, welches dem Landtage
in allen Beziehungen zu vertreten obliege, auf eine ihren gemeinsamen Verpflichtungen entsprechende Weise anoschließlich im Ange
gehalten. Er wolle nicht hierdurch i« Abrede stellen, daß durch eine vorläufige Besprechung das Wahlverfahren selbst beschleunigt
werden könne, er wolle anch nicht behaupten, daß solche Besprechungen an und für sich ungesetzlich seien, er gebe dem verehrten
jenseitigen Redner zu, baß sie auch bei früheren Wahlen stattgefunden haben; allein er behaupte, daß sie nur alsdann gesetzlich
und parlementarisch stien, wenn ein jeder der Wähler, oder wenigstens bie grüßte Mehrzahl derselben wisse, daß sie stattfinde und
wenn vor Allem keiner durch eine solche Besprechung sich für gebunden erachten müsse unb der eigentliche Wahlact mit der noth¬
wendigen Fr»iheic vollzogen werben könne. Endlich dürfe auch bei. einer solchen Besprechung nur das Interesse des Landes, nicht
aber persönliche und Parthci-Interessen verfolgt werden; und wenn letztere Motive auch bei der Nnvolllommenhcit der menschlichen
Natur uicht überall fern gehalten werden könnten, so bürsten sie keines Falles durch eine solidarische Vereinbarung andern aufge¬
drungen werben.

In dem vorliegenden Falle sei der Minorität keine Kenntniß von dieser Vesprechnng gegeben worden, auch habe sie sich, wie er
aus dem Munde mehrerer, bei jener Besprechung zugezogener Wähler vernommen, zu einer bindenden Vereinbarung gestaltet. Beides
müsse die Minorität als unparlementarisch und ungesetzlich bezeichnen und habe sich deshalb für verpflichtet erachtet, dem darauf
folgenden rein formellen Wahlact ihre Mitwirkung zu entziehen.

Schließlich müsse er noch auf die Seitens beö verehrten Ncbners gemachte Bemerkung, baß ähnliche Besprechungen bei den
früheren rittcrschaftlichcn Lanbtagswahlen auch Seitens bei Minorität stattgefunden hätten, erwidern:

1) baß solche Besprechungen alsdann unter gemeinsamen Vorwisscn stattgefunden hätten, und daß somit jeder Kenntniß davon
gehabt habe;

2) daß Seitens der gedachten Minorität diesen Besprechungen nie unb in keiner Weise der Charakter einer bindenden Verein¬
barung gegeben worden sei; und endlich:

1?
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3) daß die gegenwärtig,,' Minorität selbst bei solchen Wahlen, wo eine Vereinbarung in Folge dieser Besprechungen nicht zu
Stande gekommen sei und wo, well ste damals die Majorität gebildet, das Resultat in ihren Händen gelegen, sie selbst als¬
dann immer die Sache und das Wohl des Landes im Auge behalten und von der gegenwärtigen Majorität stets gleichzeitig
solche Männer mitgewählt hätte, die ihr geeignet geschienen, das Interesse des Landes auf eine würdige Weise zu vertreten.
Hiervon gebe die Anwesenheit von vielen Mitgliedern der heutigen Majorität ein redendes Zeugnis!, indem dieselben ihre gegen¬
wärtige Anwesenheit ausschließlich solchen Wahlen verdankten, bei denen die gegenwärtige Minorität die absolute Majorität
gebildet hätte.

Er habe sich für verpflichtet erachtet, in diese ausführlichen Erörterungen einzugehen, um sowohl dem Landtage, als wie der
Provinz die Grundsätze offen zu legen, nach welchen er und seine Freunde stets «erfahren hätten, und bei jeder Vttbeiligung an
öffentlichen Angelegenheiten stets verfahren würden und um die vielfach in dieser Beziehung verdreiteten Vütstellungen und Anfübrun-
gen unwahrer Thatsachen zu widerlegen. Mit der Anführung einer solchen unwahren Thatsache habe auch, wie er vernommen,
die gedachte Borwahl begonnen, indem behauptet worden, die Minorität sei ebenfalls bemüht, sich durch derartige Bemühungen und
bindende Einwirkungen eine Stimmenmehrheit zu sichern.

Er könne es nunmehr kühn dem Urtheil eineö jeden überlassen, ob dieses die Grundsätze seien, die dem Wohl des Landes und
den Pflichten dessen Vertreter wahrhaft entsprächen.

Er trage deshalb darauf an, daß über die Rechtsbcständigkcit der eingereichten Protestation entweder durch den Landtag
selbst, oder durch den Herrn Landtags-Commissar, oder durch des Königs Majestät selbst erkannt werde.

Hierauf trat ein anderer Abgeordneter ans und bemerkte: die Wahl sei gesetzlich vorgenommen und könne dieselbe nicht ver¬
nichtet werden. Wenn das geschehen könnte, so könnte jede Abstimmung, jede Wahl auf diese Weift durch die Minorität verhin
dert werden. Sie brauche nur der Abstimmung auszuweichen. Alle diejenigen, die fehlten, waren eingeladen, seien aus freiem
Wille» weggeblieben, entsagten dem Stimmrecht.

Durch die Aufbebung der Wahl werde denen, die ordnungsmäßig erschienen seien, der Vorwurf gemacht, daß etwas geschehen
sei, was Annulirung verdiene; sie könnten dadurch gezwungen werden, jeder zweiten Wahl auszuweichen und so auch jede zweite
Wahl unmöglich machen. Die Wahl sei durch Se. Durchlaucht für gültig erklärt, sei proclamirt. Se. Durchlaucht hätten Selbst
vorher erklärt, das Fehlen mehrerer Herren mache die Wahl nicht ungültig, sei gleichgültig und hätten darauf die Wahl vorge-
nommen und dann proclamirt. Er sähe also nicht ein, wie eine solche Wahl könne umgeworfen werden. '

Ein Abgeordneter der Städte bemerkte: baß wenn von Seite eines ehrenwerthen Mitgliedes des Ritterstandcs der Art und
Weift, wie der dritte und vierte Stand bei der Wahl des ständischen Ausschusses verfahren, in etwa mißbilligend gedacht worden, und
gerade darauf die Zweckmäßigkeit des bei dem zweiten Stande beobachteten Verfabrcns hergeleitet worden sei, er gegen diese Miß¬
billigung sich förmlich verwahren und seine Ueberzeugung dahin aussprecheu müsse, daß die in dem dritten nnd vierten Stande stattge¬
fundenen Wahlen der Bestimmung und dein Sinne des Gesetzes durchaus entsprechend seien, und baß daS Resultat derselben als ein
wahrhafter Erguß der pstichtmäßigen Ueberzeugung der einzelnen Mitglieder zu betrachten sei. Er rechne es sich zu einer großen
Ehre, in dieser Weift gewählt zu sein; aber er würde weniger Werth darauf legen, wenn die einzelnen Mitglieder bei der Wahl
nicht mehr frei, wenn sie durch eine Vorwahl und durch Wort gebunden gewesen wären. Er wünsche nicht, das: der dritte und vierte
Stand von einer freien unbefangenen Wahl jemals abgehen möchten. Uebrigens wolle er sich über die Einsprache gegen die Wahl
des zweiten Standes der Aeußerung enthalten, da diesem Stande allein die Erledigung überlassen bleiben dürfte.

Bei den Wahlen seines Standes wünsche er eine feste Verständigung nicht. Bei den Wahlen würde er sich nur durch Gesetz,
Ueberzeugung und Gewissen leiten lassen. Die Wichtigkeit der Wahl rechtfertige allerdings eine Besprechung. Allein Besprechung
und Borwahl seien wohl zu unterscheiden. Da jeder Stand nach Allerhöchster Bestimmung für sich wählen müsse, so halte er den
Landtag ohne besondere Aufforderung zu einer Aeußerung über die vorliegende Ginsprache nicht kompetent. Wenn aber geäußert
worden: daß der Art. 38 deS Gesetzes vom 27. März 1824 im Allgemeinen so zu deuten sei, daß zur Fassung gültiger Beschlüsse
beö Landtages die Anwesenheit von ^/. der Abgeordneten ohne Rücksicht auf die Zahl der Mitglieder eines jeden Standes erforder¬
lich sei, so könne er dieser Ansicht nicht beipflichten. Vielmehr sei er der Meinung, daß die in jenem Artikel enthaltenen Wort»
„deS zweiten, dritten und vierten Standes" in dem Sinne genommen werden müssen, in welchem ste eine Bedeutung hätten. Diese
Worte würden ihm überflüssig erscheinen, wenn nur '/< im Ganzen nothwendig seien; der ausdrückliche Zusatz derselben beute nach
seiner Meinung die Nothwendigkeit an, daß aus jedem der genannten Stände die Allwesenheit von '/. erforderlich sei.

Ein anderer Abgeordneter der Ritterschaft sagte: die vier Stände deS Landtages seien durchaus incompetent, über die Wahl, die
in Einem Stande besonders vorgenommen sei, zu erkennen. Er wisse auch nicht, baß dem Landtags-Commissar ein solches Recht
zustehe, noch sehe er einen Grund, auf ihn z» compromittircn. Der König habe dagegen die Bestätigung aller Wahlen vorbe¬
halten; Ihm sei das Wahlprotokoll und der Einspruch derer, welche sich davon ausgeschlossen, zur Allerhöchsten Entscheidung, Geneh¬
migung oder Verwerfung der Wahl vorzulegen.

Ein dritter bemerkte: die Majorität habe sich allerdings verabredet, ganz in der Art, wie eg bei allen Wahlen geschehen, und
waS nöthigen FallS noch nachgewiesen werben könne; allein die Minorität habe es offenbar eben so gehalten, denn wie möchte sie
sonst einstimmig aus der Wahlversammlung weggeblieben sein? —

Des Herrn Landtags-Marschall Durchlaucht resumirten über die stattgehabten Verhandlungen nunmehr wie folgt: bedauerlich
erscheine es Ihnen, daß die bei der gestrigen Wahl abwesenden Mitglieder durch ihre Abwesenheit absichtlich einen Zweifel über die
Rechtsbeständigteic der Wahl herbeigeführt hätten und auf Grund dieses Zweifel« heute gegen das Resultat der Wahl Einspruch zu
thun sich veranlaßt sähen. Eine vorläufige Besprechung fände in der Regel bei Wahlen statt, erleichtere und beschleunige die Ver¬
handlungen und könne wohl von Niemand als ungesetzlich bezeichnet werden. Ungesetzlich erscheine Ihnen nur, wenn eine für die
Theilnehmcr positiv bindende Vereinbarung auS jenen Besprechungen entstände. Daß eine solche allgemein bindende Vereinbarung
»uö deu fraglichen Besprechungen wirklich hervorgegangen sei, glauben Ste nach den gemachten Aeußerungen nicht annehmen zu kön¬
nen, vielmehr müssen Sie es als einen Irrthum betrachten, wenn einzelne bei jener Besprechung anwesend gewesene Mitglieder der
Ritterschaft sich als gebnnben betrachtet hätten. Endlich haben Sie den § 38 !. «. nur als für die Einheit des Landtages bindend
erachtet, und sei es Ihnen daher angenehm, die von den abwesend gewesenen Mitglieder» eingereichte Eingabe dem Wortlaute nach
nur als eine Einsprache, nicht aber als eine förmliche Protestation betrachten zu dürfen. Jedenfalls glauben Sie, baß dem Land¬
tage eine Entscheidung über bi« angeregte Frage nicht zustehe.

Hierauf bemerkte der Abgeordnete, welcher die Protcstation vertheidigt hat, daß er sich stets der mildesten Worte zu bedienen
bemüht sei uud hierzu um so mehr in dem vorliegenden Falle durch dessen zarte Natur sich veranlaßt gesehen hätte, daß jedoch
der Zweck seiner Eingabe hierdurch nicht beeinträchtigt werden dürfe, welcher allerdings der sei, gegen die vollzogene Wahl in
aller Form zu protestiien.

Seine Durchlaucht der Herr Landtags-Marschall entschieden hierauf für die Verweisung deS Gegenstandes an den Lanbtagl-
Eoinmissarius und erklärten die Verhandlung über denselben geschlossen.
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